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VERW AL Tl.JNGSG ERI CHT 
NElJST ADT AN DER \VElNSTRASSE 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

cles Herrn 

- Antragsteller -

Prozessbevol Im ächtigter: DGB Rechtsschutz GmbH. Büro Saarbrücken 
Rechtsschutzsekretäre Susanne Theobald u a . 
Fritz-Oobisch-Straße 5 , 66111 Saarbrucken, 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Deutsche Telekom AG , 
vertreten durch den Vorstand. dieser vertreten durch das SßR. BRS 
Ret.11ls~er vice Diensll echt. G1 adeslraße 18, 30163 Hct1 move1. 

beigeladen: 

l lerr 

we gen Beförderung 
hier· Antrag nach § 123 VwGO 

- Antragsgegnerin -

..i Mclt Z K W1eoo1vor aQo ~ 
-.. nuc~~ornchoL--1--:-~~=i:::-ü-tl 

OG6 "ochtaschutz GmbH 
Büro SRarbrücken 

i 5. SEP. 2015 
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hat die 3. Kammer des Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstraße aufgrund 
der Beratung vom 14. September 2015. an der teilgenommen haben 

V1zeprasidentin des Verwaltungsgerichts Seiler-Dürr 
Richterin am Verwaltungsgencht Meyer 
Richter am Verwaltungsgericht Kintz 

beschlossen: 

Der Antragsgegnerin wird vorläufig bis zur rechtskräftigen Entscheidung 1n 
der Hauptsache untersa!=jt. eine in der laufenden Beförderungskampagne 
noch nicht vergebene Planstelle für eine Beförderung nach der ßesol­
dungsgruppe A 9 ßßesO (Beförderungsliste . .ßeteiligung extern_ STRA­
BAG" A 9 vz ßßesO) mit einem Konkurrenten zu besetzen. 

Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme der 
a1..1ßergerichtlichen Kosten des Beigeladenen. 

Der Streitwert wird auf 20.069,94 E festgesetzt. 

Gründe 

1. 

Der Antragsteller ist Beamter auf Lebenszeit bei der Antragsgegnerin. Mit W11 kung 

vom 1. Januar 2002 wurde er in eine Planstelle der Besoldungsgruppe (BesGr) 

A 8 Bundesbesoldungsordnung (BBesO) eingewiesen. 

Er war fClr den Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2014 gemäß § 13 

Abs. 1 Sonderurlaubs-Verordnung für eine Tätigkeit bei der STRABAG Property 

and Facility Services GmbH beurlaubt und ist dies weiterhin Die Aufgabenbe­

schreibung laL1tet „Spezialist Betriebssysteme". 

Der Antragsteller wurde in Anwendung der Beurteilungsnchtlinien fi'ir rlie hei rler 

Deutschen Telekom AG beschäftigten Beamtinnen und Beamten (Beurte ilungs­

richtlinien) für den Bewteilungszeitraum 1 . Juni 2011 bis zum 31 . Oktober 201 3 

am 10. März 2015 mit dem Gesamtergebnis „Sehr gut Basis" beurteil t. In der Be­

grLmdung des Gesamtergebnisses heißt es unter anderem : 
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„Der Beamte ist im Statusamt A8 technisch über den gesamten 

Zeitraum seiner Beurteilung höherwertig in der Funktion als Spezialist Betriebs­

systeme eingesetzt. " 

Er beantragte am 20. Marz 2015 die Abänderung der Beurteilung und die Anhe­

bung der Gesamtnote. Zur Begrundung trug er vor: Oie im Vorfeld der dienstlichen 

Beurteilung beigezogene Stellungnahme der unmittelbaren Führungskraft. Herr 

 des Antragstellers im Arbeitsverhältnis beinhalte ausschließlich die Bestnote 

„Sehr gut''. Die nunmehr streitige abschließende dienstl iche Beurteilung enthalte 

ebenfa lls fur die Einzelkriterien ausschließlich die Note „Sehr gut". gleichwohl laute 

das Gesamturteil nur auf 11Sehr gut Basis". 

Fur die jeweiligen Einzelmerkmale stünden den Vorgesetzten insgesamt funf Be­

wertungsstufen zur Verfugung . Demgegenüber sei das Gesamturteil jedoch auf 

sechs Wertungsstufen mit jeweils drei Unterstufen zu verteilen. Zusätzlich gebe es 

im Gesamturteil die Bewertung „hervorragend". Unter Berücksichtigung der Tatsa­

che. dass die Beurteilung mit „hervorragend" zu den einzelnen Merkmalen im 

rormblatt der dienstlichen Beurteilung für die jeweiligen Vorgesetzten nicht exis­

tiert und mithin letztlich ausgeschlossen sei . lasse sich im Einzelnen objektiv nicht 

nachvollziehen. warum in welchen Fällen die Höchstnote „hervorragend" vergeben 

werde. in anderen Fällen demgegenüber jedoch nicht. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 15. Juni 2015 wurde der Widerspruch gegen die 

dienstliche Beurteilung zurückgewiesen. 

Gegen diesen Widerspruchsbescheid und die dienstliche Beurteilung hat der An­

tragsteller am 1 Juli 2015 Klage erhoben. 

Für die 2015 bei der Antragsgegnerin anstehenden Beförderungen nach A 9 _ vz 

BBesO standen insgesamt 123 Planstellen zur Verfügung. Die von der Antrags­

gegnerin erstellte Beförderungsliste umfasste insgesamt 462 Bewerber. Die aktu­

elle ßeförderungsrunde wurde auf der Grundlage neuer Beurtei1L1ngs- und Beför­

derungsrichtlinien durchgeführt (vgl die Beurteilungsrichtlinien für die bei der 

Deutschen Telekom AG beschäftigten Beamtinnen und Beamten und die Beför­

derungsrichtlinien fCir die bei der Deutschen Telekom AG beschäftig ten Beamtin-
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nen und Beamten vom 1 September 2014). Dieser Wechsel war geboten. nach­

dem in der Beförderungsrunde 2012 gerichtlich Fehler im Beurteilungssystem be­

anstandet worden waren (s. z.B. OVG NRW. Beschluss vom 15.03.2013 - 1 B 

133/14 -. juris). was letztlich zum Abbruch der Beförderungsrunde geführt t1atte. 

Nach den neuen Beförderungsrichtlinien für die bei der Deutschen Telekom AG 

beschäftigten Beamten vom 1. September 2014 wurde für die Auswahlentschei­

dung folgende Reihenfolge festgelegt: Nr. 4 a) der Richtlinien sieht zunächst die 

ßerllcksichtigung leistungsbezogener Kriterien vor und stellt hierbei maßgeblich 

auf das Gesamturteil der dienstlichen Beurteilung ab. Sofern dies nicht ausreicht. 

wird eine Binnendifferenzierung durch einen Vergleich innerhalb des Gesamtur­

teils anhand der vergebenen AL1sprägungen „++"' . „+·· und „Basis'· durchgeführt. Bei 

Qualif1kationsgleichstand sind die Bewertungen der einzelnen Beurteilungsmerk­

male der Beurteilung heranzuziehen. Falls hierdurch keine Erkenntnisse erlangt 

werden, ist - falls vergleichbare Beurteilungen vorliegen - auf die Vorbeurteilung 

zurückzugreifen. Nach Nr. 4 b) der Richtlinien sind als Hilfskriterien - falls keine 

leistungsbezogene Differenzierung erfolgen kann - auf den Zeitpunkt der letzten 

Beförderung und das Lebensalter ZL1rückzugreifen . 

Auf dieser Grundlage erstellte die Antragsgegnerin eine Beförderungsliste für „Be­

teiligung extern_STRABAG"' nach BesGr A 9_vz BBesO Danach konnten wegen 

der begrenzten Anzahl der Planstellen nur Beamte befördert werden. die im Ge­

samturteil mit mindestens „Sehr gut +" beurteilt. Der Beigeladene befindet danach 

auf dem letzten Platz. 

Mit Schreiben vom 26. Juni 2015 teilte die Antragsgegnerin dem Antragsteller mit, 

dass er nicht befördert werden könne. Wegen der nicht ausreichenden Zahl an 

Beförderungsplanstellen könnten nicht alle Beamten der Beförderungsliste beför­

dert werden. Es könnten nur Beamte befördert werden. die mit „Sehr gut +"' bewer­

tet seien. 

Gegen diese Entscheidung hat der Antragsteller am 9. Juli 2015 Widerspruch ein­

gelegt und beantragt. ihn nach A9_vz BßesO zu befördern. 

Am 7 Juli 2015 hat er einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ge­

stellt. Er trägt im Wesentlichen vor, die vorliegende Beurteilung für den Antragstel-
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ler. sei rechtswidrig . Die dienstliche Beurteilung sei nicht plausibel. Die im Vorfeld 

der d1enstl1chen Beurteilung beigezogene Stellungnahme des Vorgesetzten des 

Antragstellers im Arbeitsverhältnis beinhalte die Bestnote „Sehr gut" . Die nunmehr 

streitige abschließende dienstliche Beurteilung enthalte ebenfalls die Note .. Sehr 

gut". allerdings nur in der Basisbewertung, d . h. im unteren Bereich Für die jewei­

ligen Einzelmerkmale stünden den Vorgesetzten insgesamt fünf Bewertungsstufen 

zur Verfugung. demgegenüber sei das Gesamturteil jedoch auf sechs Wertungs­

stufen mit jeweils drei Unterstufen zu verteilen. Zusä tzlich gebe es im Gesamturtei l 

die Bewertung .. hervorragend". 

Unter Berücksichtigung der Tatsache. dass die Beurteilung mit „hervorragend" zu 

den cin;:elnen Merkmalen im Formblatt der dienstlichen Beurteilung für die jeweil i­

gen Vorgesetzten nicht existiere und mithin letztlich ausgeschlossen sei, lasse 

sich im Einzelnen objektiv nicht nachvollziehen, warum in welchen Fallen d ie 

Höchstnote „hervorragend" vergeben werde, in anderen Fallen demgegenOber 

jedoch nicht. Der Antragsteller habe in samtlichen Einzelbewertungen mit „sehr 

gut" abgeschlossen. 

Durch die Beklagte sei auf die Begründung des Antragstellers im Widerspruchs­

verfahren nicht eingegangen worden. Sie verweise darauf. die dienstliche Beurtei­

lung stelle einen Akt wertender Erkenntnis dar. der nur eingeschränkt rechtlich 

l.1berprüfbar sei. Hinsichtlich der von Seiten der Beklagten erwahnten Beurtei­

lungsfehlerkategorien bestehe aus deren Sicht kein begründeter Anlass zur Bean­

standung . Vorliegend gehe es jedoch nicht um die Frage der Bewertung, d . h. der 

subjektiven Sicht des Beurteilers Streitig sei die rechtliche Zulässigkeit eines Be­

u1ieilungssystems. das auf der Ebene der Beurteiler nur fünf Beurteilungsstufen 

vorgebe. die dienstliche Beurteilung selbst jedoch sechs Wertungsstufen enthalte . 

Die Beklagte selbst kenne die Leistungen des Klägers nicht. Die dienstliche Beur­

teilung basiere mithin im Wesentlichen auf der Bewertung des Vorgesetzten in 

dem h1eriür vorgesehenen Formbla tt 

Im Ubrigen sei die tatsächlich von dem Antragsteller ausgeübte Tätigkeit einem 

höheren als dem von ihm innegehabten Statusamt zuzuordnen. 

Der Antragsteller beantragt. 

- ö -
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der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung nach 
§ 123 VwGO bis zur bestands- bzw. rechtskräftigen Entscheidung tn der 
l lauptsache zu untersagen . die Beförderung wenigstens eines Konkurren­
ten des Ant ragstellers nach Besoldungsgruppe A 9 durch Aushandigung 
der Ernennungsurkunde zu vollziehen und bis zum Abschluss des l laupt­
sacheverfahrens für den Antragsteller eine Beförderungsstelle nach Be­
soldungsgruppe A 9 freizuhalten . 

Die Antragsgegnenn beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

Der Antragsteller sei bei der Beförderungsauswahl. die in Anwendung der ßefor­

derungsrichtlinien für die bei der Deutschen Telekom AG beschäftigten Beamtin­

nen und Beamten (Beförderungsrichtlinien) erfolgt sei. wegen seines Beurtei­

lungsergebnisses nicht ausgewählt worden. Die Anzahl der zur Verfügung stehen­

den Beforderungsplanstellen reiche nicht aus. um alle Beamtinnen und Beamten 

dieser Beförderungsliste zu befördern. Es könnten nur Beamtinnen und Beamte 

befördert werden. die mit „Sehr gut +" bewertet seien . 

Die Quotenregelung sehe vor. dass zunachst sämtliche Beamten einer Besol­

dungsgruppe (unabhängig vom Status aktiv/beurlaubt bzw. Laufbahnrichtung 

technisch/nichttechnisch) ermittelt würden und die hierfür zur Verfügung stehen­

den Planstellen prozentual ins Verhältnis gesetzt würden. Die danach pro Besol­

dungsgruppe vorhandenen Planstellen seien auf die 44 Einheiten (in Abhängigke it 

von der ieweiligen Anzahl der jeweils betroffenen Besoldungsgruppe) aufgeteilt 

worden. 

Oie Planstellenverteilung sei nach derselben Systematik erfolgt , die bei den Befor­

derLingsn.widen 2012 und 2014 durchgeführt worden sei . Diese Vorgehensweise 

sei durch die Rechtsprechung der Verwaltungs- und Oberverw altungsgerichte 

bzw. Verwaltungsgerichtshöfe sowohl im Rahmen der Beförderungsrunde 2012 

als auch im Rahmen der Beförderungsrunde 2014 als rechtskonform bestätigt 

worden . was auch für den dabei zugunsten kleiner Einheiten zu berucksichtigen­

den Minderheitenschutz" gelte (vgl. zur Beförderungsrunde 2012: OVG RP . Be­

schluss vom 10. April 20'13 - 10 B 10288/13.0VG -: vgl. zur Beförderungsrunde 

2014: OVG NRW Beschluss vom 18. Juni 2015 - 1 B 146/15 -) . 

- 7 -
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Da der Antragsteller für eine Tätigkeit bei der STRABAG Property and Facil ity Se­

rimbl 1 beurlaubt worden sei, werde er in der Einheit „Beteiligung extern_ STRA­

BAG" auf der Liste der nach A 9_ vz BßesO zu befördernden Beamten gefL:1hrt Oie 

Entscheidung, die ausgewählten Beamten fC1r die Beförderung in die Besoldungs­

gruppe A 9_vz BBesO auszuwählen. sei nicht zu beanstanden . 

Die Deutsche Telekom AG habe aufgrund einer Vielzahl von verwaltungsgerichtli­

chen Entscheidungen in Bezug auf die Beförderungsrunde 2012 ihr Beförderungs­

und Beurteilungssystem nach Maßgabe der aus der Rechtsprechung gewonnenen 

Erkenntnisse neu aufgestellt . indem sie neue Beurteilungs- und Beförderungsricht­

hnien erlassen habe. Einzig die Verteilung der Planstellen innerhalb der Deut­

schen Telekom AG sei beibehalten worden. Dies sei vor dem Hintergrund , dass 

die verwal tungsgerichtliche Rechtsprechung (im Rahmen der Beförderungsaktion 

20 12 und zwischenzeitlich auch im Rahmen der Beförderungsaktion 2014) die 

Verteilung als rechtskonform bestätigt habe. 

Die Beförderungsentscheidungen seien in Anwendung der Beförderungsrichtlinien 

vom 1. September 2014 erfolgt Da die Anzahl der zur Verfügung, stehenden 

Planstellen nicht fur alle Konkurrenten ausreiche, sei die Auswahlentscheidung 

entsprechend den nachfolgenden Gwndsatzen erfolgt . Der Bewerbervergleich sei 

zuvorderst anhand aktueller dienstlicher Beurteilungen vorzunehmen. Sofern nach 

dem Gesamtergebnis eine ausreichende Differenzierung der Beförderungsbewer­

ber n icht möglich sei . werde in einem zweiten Schritt eine Auswahl anhand der 

Auspragung durchgeführt. Falls auch hierdurch die Differenzierung nicht erfolgen 

könne. werde in einem weiteren Schritt eine Feinausscharfung der Beurteilung 

vorgenommen. Wenn durch die Feinausschärfung ebenfalls keine weiteren oder 

ausreichenden Erkenntnisse (über die Befähigung der Beförderungsbewerber) 

erlangt werden könne, sollten entsprechend den Beförderungsrichtlinien ver­

gleichbare Vorbeurteilungen betrachtet werden. ralls eine leistungsbezogene Dif­

ferenzierung auch damit nicht erfolgen könne. seien sodann die Kriterien „Ze it­

punkt der letzten Beforderung" und „Lebensalter" heranzuziehen. Nach Durchfuh­

rung der oben dargestellten abgeslLrften Auswahlschritte würden die Beforde­

rungsbewerber aL1f der Beförderungsliste gereiht und sodann die Auswahl getrof­

fen. 

- 8 -
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Es sei auch nicht zu beanstanden. den Antragsteller mit dem Gesamtergebnis 

„Sehr gut Basis" auf der Beförderungsliste zu führen . Auch wenn der Antragsteller 

das der aktuellen Beförderungsaktion zugrunde liegende Beurteilungsergebnis 

angre ife. führe dies nicht ZLI einer Verpflichtung der Antragsge~nerin. das Beförde­

rungsverfahren auszusetzen. 

Oie Beurteilung der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung berücksichtige 

die Anforderun!'.jen des jeweiligen statusrechtlichen Amtes sowie die konkreten 

Tatigke1ten (Arbeitsposten) innerhalb des Beurteilungszeitraumes anhand der Kri ­

terien Arbeitsergebnisse. praktische Arbeitsweise. allgemeine Befähigung. fachl i­

che Kompetenz . soziale Kompetenzen, wirtschaftliches Handeln und gg f. Füh­

rungsverhalten. Für die einzelnen Kriterien seien jeweils fünf Bewertungsstufen 

vorgesehen (in geringem Maße bewährt. teilweise bewahrt. rundum zufrredenste l­

lend. gut, Sehr gut). Oie Beurteilung schließe mit einem Gesamturteil und einem 

Vorschlag zur weiteren Verwendung der Beamten. Das Gesamturteil se i unter Be­

achtung aller zur Verfügung stehenden Erkenntnisse sechs Wertungsstu­

fen/ßeurteilungsnoten zuzuordnen. wobei sich das Gesamtergebnis aus der Be­

wertung der einzelnen Beurteilungskriterien ergebe. Bei dem Gesamturteil könne 

auch die Bewertung mit „hervorragend" abgegeben werden. Weiter werde zu dem 

Gesamturteil eine Ausprägung angegeben . Hier seien jeweils die Ausprägung 

„Basis". „+" und „++" vorgesehen. wobe i eine Ausprägung „++" besser sei als +" 

Lind diese besser als die Ausprägung ,.Basis". 

Cine ausreichende Differenzierung unter den Beförderungsbewerbern habe allein 

anhand des Gesamtergebnisses sowie unter Heranziehung der Ausprägung nicht 

erfolgen können. sodass weitere Auswahlschritte entsprechend der Beförderungs­

richtlinie erforderlich geworden sei . um die zu befördernden Beamten unter denje­

nigen . die mit dem Ergebnis „Sehr gut Basis" bewertet seien. auswählen zu kön­

nen. Der Antragsteller rüge, dass das BewteilLingsverfahren nicht nachvollziehbar 

sei . Der Übergang von der fünfstufigen Notenskala bei den Stellungnahmen und 

den Einzelkriterien der Beurteilung zur sechsstufigen Notenskala beim Gesamter­

gebnis der Beurteilung lasse sich mit Beurteilungsspielraum der Beurteiler be­

gründen Durch diese unterschiedliche Abstufung seien die Beurte iler gezwungen. 

eine eigene Wertung vorzunehmen und die Wahrung eines einheitlichen Beurte1-

lungsma ßstabes sicherzustellen. Weiterhin stehe es im gerichtlich nur einge-
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schrankt überprüfbaren Organisationsermessen der Dienstherren. wie er das 6e­

urteilw1gsverfahren gestalte 

Der ßeigeladene stellt keinen Antrag und hat sich nicht geäußert 

11. 

Der vorliegend gestellte Eilantrag im Rahmen eines Konkurrentenverfahrens auf 

ßeforderung ist zulässig. insbesondere wurde gegen das als Ablehnung der Be­

werbung anzusehende Schreiben der Antragsgegnerin vom 26. Juni 2015 Wider­

spruch eingelegt. 

f'IJach § 123 Abs. ·1 Satz 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige 

Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen . wenn die Gefahr besteht. 

dass durch eine Veranderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung des 

Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte (Si­

cherungsanordnung). Hierbei ist stets zwischen dem Anordnungsgrund. der ins­

besondere die Eilbedürftigkeit der vorläufigen Regelung begründet. und dem An­

ordnungsanspruch. der mit dem materiellen Anspruch identisch rst. zu untersche i­

den. Das Vorliegen beider Kriterien ist gemäß §§ 123 Abs. 3 VwGO. 920 Abs . 2. 

294 Zivilprozessordnung - ZPO - glaubhaft zu machen. In diesem Zusammenhang 

nimmt das Gericht eine Abwägung der für und gegen den Erlass einer einstweili­

gen Anordnung sprechenden Gesichtspunkte vor und berücksichtigt hierbei - 1m 

GrLrndsatz als entscheidendes Kriterium - aLrch die Aussichten in einem noch zu-

lässig möglichen Hauptsacheverfahren, wobei sich dieser Begriff immer bezieht 

auf den 1ewe1l1g aktuellen Verfahrensstand, hier 1m Bundesbeamtenrecht somit auf 

den rechtl ich nötigen Widerspruch. 

In Fällen einer Konkurrentensituation im ßeamtenrecht ist vorläufiger Rechts­

schutz nach § 123 VwGO grundsätzlich mit dem Ziel der vorläufigen Untersagung 

der Stellenbesetzung. Ernennung bzw. Beförderung w begehren. jedoch gilt dies 

im vorliegenden Kontext nur hinsichtlich der jeweiligen Einheit des Antragstellers. 

was sich nicht nur aus der Zuordnung des Ant ragstellers zu dieser Einheit und 

dem diesbezüglich verfolgten Beförderungsanspruch ergibt, sondern regelmäßig 

- 10 -
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auch daraus. dass ein Antragsteller überhaupt nicht in anderen Einheiten der An­

tragsgegnerin bundesweit als Beamter eingesetzt werden will. 

Der Antrag hat in der Sache Erfolg. da hierfür sowohl ein Anordnungsgrund (1.) 

als auch ein Anordnungsanspruch (2.) vorliegt. 

1. Der erforderliche Anordnungsgrund ist gegeben. weil dem Antragsteller ohne 

die Entscheidung der Kammer ein Rechtsverlust droht. Denn im Falle der Be 

förderung des Konkurrenten um die der Liste „Betei ligung_extern_STRABAG" 

A 9_ vz BBesO zugewiesenen 123 Beförderungsplanstel len in einem nachträgli­

chen HaL1ptsacheverf ahren kann der Antragsteller grundsätzlich keinen effekti­

ven Rechtsschutz mehr gegen die Auswahlentscheidung (Art . 19 Abs. 4 i.V.m. 

Art 33 Abs. 2 Grundgesetz - GG -) im Hinblick auf den Grundsatz der Ämter­

stabilität erlangen (vg l. allerdings zum Fortbestehen des Bewerbungsverfahren­

sanspruchs eines im Auswahlverfahren unterlegenen Bewerbers im Falle einer 

rechtsmissbräuchl ich vorgenommenen Beförderung des ausgewählten Konkur­

renten durch den Dienstherrn grundlegend : ßVerwG. Urte il vom 4. November 

2010 - 2 C 16.09 -. BVerwGE 138, 102 und ji.iris). Die Erklärung der Antrags­

gegnerin mit Schriftsatz vom 3 August 2015. innerhalb der hier maßgeblichen 

Beförderungsliste keine Beförderungen nach A 9_ vz BBesO vorzL1nehmen. ist 

beschränkt bis zur Entscheidung des Gerichts über den Eilantrag Lind ist daher 

nicht geeignet. die Ei lbedürftigkeit aufzuheben. 

2. Der Antragsteller hat auch das Vorliegen eines Anordnungsanspruches im Sinn 

des Art 33 Abs. 2 GG glaubhaft gemacht. 

Nach Art . 33 Abs. 2 GG hat jeder Deutsche nach Eignung. Befähigung und 

fachlicher Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt . Danach sind öf­

fentliche Ämter nach Maßgabe des Leistungsgrundsatzes zu besetzen. Ein Be­

förderungsbewerber hat dementsprechend einen Bewerbungsverfahrensan­

spruch, d. h. einen Anspruch darauf, dass der Dienstherr über seine Bewerbung 

ermessens- und beurtei lungsfehle1irei entscheidet wird (vgl. BVerwG . Be­

schluss vom 22. November 2012 - 2 VR 5/12 -. juris. Rn. 23 m w. N.) Wegen 

des Organisationsermessens des Dienstherrn ist die gerichtliche Kontrolle nur 

- 11 -
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eingeschrankt möglich. Sie beschränkt sich darauf. ob die ßehorde bei der 

Auswahlentscheidung den anzuwendenden Begriff oder den gesetzlichen 

Rahmen. in dem sie sich frei bewegen kann. verkannt hat. ob sie von einem un­

richtigen Sachverhalt ausgegangen ist. allgemeingültige Maßstäbe nicht beach­

tet, sachfremde Erwägungen angestellt oder gegen mit höherrangigem Recht 

vereinbare Richtlinien (Verwaltungsvorschriften) verstoßen hat. Ein abgelehnter 

Bewerber. dessen subjektives Recht aus Art. 33 Abs. 2 GG durch eine fehler­

hafte Auswahlentscheidung des Dienstherrn verletzt worden ist. kann somit ei­

ne Neubescheidung seiner Bewerbung beanspruchen. wenn seine Erfolgsaus­

sichten bei der erneuten Auswahl offen sind. d . h seine Auswahl als moglich 

erscheint (vgl. BVerwG, Urteil vom 21 . August 2003 - 2 C 14/02 -. juris). 

Unter Beachtung der vorstehenden Grundsätze ist mit hinreichender Sicherheit 

anzunehmen. dass die derzeit zu Gunsten des Beigeladenen getroffene Aus­

wahlentscheidung nicht den an eine solche Entscheidung zu stellenden gesetz­

lichen Anforderungen genügt. Es ist nicht auszuschließen . dass der Antragste l­

ler bei ordnungsgemäß durchgeführter Auswahl zum Zuge kommen kann. 

a) Hierbei geht das Gericht davon aus, dass der Antragsteller sein Begehren 

auf die von i11m tangierte Organisationseinheit „Beteiligung_extern_STRA­

BAG" beschränkt Insoweit ist die bei der vorherigen Beförderungs1 unde 

bereits vorgenommene Aufteilung der zur Veri(1gung stehenden Planstellen 

auf die einzelnen Organisationseinheiten und die damit verbundene Be­

schrankung des Bewerberkreises auf die Angehörigen der jeweiligen Orga­

nisationseinheit als rechtsfehlerfrei angesehen worden (vgl. BayVGI 1. Be­

schluss vom 25. Mai 2013 - 6 CE 13.486 -. juris). 

b) Eine Beförderung des Antragstellers kommt unter Leistungsgesichtspunk­

ten im Vergleich zu seinen Mitbewerbern und vornehm lich zum Beigelade­

nen durchaus in Betracht 

In Eilverfahren sind zwar das Interesse des Diensthe~rn an einer zeitnahen 

Besetzung der umstrittenen offenen Stelle sowie die Interessen der nach 

dem Auswahlverfahren vermeintlich besser qualifizierten ßeamten zu be-

- 12 -
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rucksicht1gen. Deshalb ist grundsätzlich davon auszugehen. dass die 

dienstlichen Beurteilungen, wie sie erstellt sind, für die Auswahlentsche i­

dung maßgeblich sind. Eine andere Betrachtungsweise ist nur dann ange­

zeigt, wenn - wie hier - die Fehlerhaftigkeit der dienstlichen Beurteilung bei 

summarischer Überprüfung offensichtlich bzw. sehr wahrscheinlich ist und 

die in diesem Fall zu beanspruchende Abänderung Einfluss auf die Bewer­

berauswahl haben kann (vgl. OVG RP. Beschluss vom 6. August 1998 - 2 B 

11635/98. OVC, Beschluss vom 27. August 2014 - 2 B 11365/04. OVC -). 

Dienstliche Beurteilungen sind - wie bereits erwähnt - verwaltungsgericht­

ltch nur beschränkt überprüfbar. Nur der Dienstherr bzw. der für ihn han­

delnde ieweilige Vorgesetzte soll nach dem Sinn der Regelungen über 

dienstliche Beurteilungen ein persönlichkeitsbedingtes Werturteil darüber 

abgeben, ob und inwieweit der Beamte den - ebenfalls grundsätzl ich vom 

Dienstherrn zu bestimmenden - zahlreichen fachlicl1en und persönlichen 

Anforderungen seines Amtes und seiner Laufbahn entspricht. Bei einem 

derartigen dem Dienstherrn vorbehaltenen Akt wertender Erkenntnis steht 

diesem eine der gesetzlichen Regelung immanente Beurteilungsermacht1-

gung zu Gegenüber dieser hat sich die verwaltungsgerichtliche Rechtmä­

ßigkeitskontrolle darauf zu beschränken. ob die Verwaltung gegen Verfah­

rensvorschriften verstoßen. den anzuwendenden Begriff oder den gesetzli­

chen Rahmen, in dem sie sich frei bewegen kann. verkannt. einen unrichti­

gen Sachverhalt zugrunde gelegt, allgemein gültige Wertmaßstäbe nicht 

beachtet oder sachfremde Erwägungen angestellt hat. Soweit der Dienst ­

herr Richtlinien für die Abgabe dienstlicher Beurteilungen erlassen hat. ist 

vom Gericht auch zu prüfen, ob diese - über Art . 3 Abs. 1 GG den Dienst­

herrn gegenüber dem Beamten rechtlich bindenden - Richtlinien eingeha l­

ten sind und ob sie mit den gesetzlichen Regelungen über die dienstliche 

Beurteilung im einschlägigen Beamtengesetz und der Laufbahnverordnung 

w ie auch sonst mit gesetzlichen Vorschritten im Einklang stehen (Vgl OVG 

RP. Urteil vom 17. März 2015 - 2 A 10578/14 -. Rn. 26, juris: OVG NRW , 

Urteil vom 16. Mai 2012 - 1 A 499/09 -. juris. Rn. 35 f. m w N ) 

- 13 -
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Nach Maßgabe dieser Grundsätze ist nach derzeitiger Sach- und Rechtsla­

ge mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass die 

angefochtene dienstliche Beurteilung des Antragstellers vorn 10. März 2015 

einer Überprüfung in einem möglichen anschließenden gerichtlichen Ver­

fahren nicht standhalten wird. 

Die dem streitgegenständlichen Auswahlverfahren zugrundeliegende 

dienstliche Beurteilung des Antragstellers vorn 10. März 2015 fl.ir den Zeit­

raum vom 1. Juni 2011 bis zum 31 . Oktober 2013 ist rechtswidrig , we il sie 

allgemein gültige Wertmaßstäbe nicht beachtet. Sie kann daher als GrL1nd­

lage der BeförderungsentscheidL1ng nicht herangezogen werden. 

Der Antragsteller war während des Beurteilungszeitraums hoherwertig als 

seinem Statusamt der Besoldungsgruppe A 8 entsprechend beschäftigt. 

Denn in der „Begründung des Gesamtergebnisses" der Beurteilung haben 

sowohl der Erst- als auch der für die Beurteilung letztlich zuständige Zweit­

beLirteiler ausgeführt : 

„Der Beamte  ist im Statusamt A8 technisch über den ge­

samten Zeitraum seiner Beurteilung höherwertig in der Funktion als 

Spezialist Betriebssysteme eingesetzt." 

Nach diesem eindeutigen Wortlaut entsprach die von dem Antragsteller in­

negehabte Funktion „Spezialist Betriebssysteme" nicht mehr dem Sta­

tusamt der BesGr A 8. sondern schon der nächsthöheren BesGr A 9 Eine 

entsprechende Anfrage der Kammer hat die Antragsgegnerin Ltnbeantwor­

tet gelassen. so dass zur Überzeugung der Kammer feststeht. dass der von 

dem Antragsteller besetzte Arbeits-/Dienstposten nach A 9 BBesO zu be­

werten ist. 

Für seine die Beurteilung vorbereitende Stellungnahme sollte die flir den 

Antragsteller zuständige Führungskraft . Herr . nach § 1 und § 2 Abs. 3 

der Anlage 4 zu Beurt-RL. ausdrücklich nicht das Statusamt des Antragstel­

lers (A8 BBesO) berücksichtigen. sondern dessen tatsächliche Aufgabener­

füllung auf dem wahrgenommenen Dienst-/Arbeitsposlen. Oie dienstliche 

- 14 -
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Beurteilung erfolgt dagegen aber vorrangig am Maßstab des Statusamtes 

(vgl. Ziffer 6 Beurt-RL). hier also BesGr A8. 

In der dienstlichen Beurteilung des Antragstellers sind alle in der Stellung­

nahme der Führungskraft für die Einzelknterien vergebenen Noten unver­

ändert übernommen worden. Hierbei ist Folgendes zu berücksichtigen. 

Bei der Beurteilung eines Beamten. ist - so die Rechtsprechung des Ober­

verwaltungsgerichts NRW. der sich die Kammer anschließt - grundsätzlich 

davon auszugehen. dass ein Beamter. der l.1ber viele Jahre die Aufgaben 

eines D1enst-/Arbeitspostens „sehr gut" erfüllt . der einer höheren Besol­

dungsgruppe zugeordnet ist. als sie seinem Statusamt entspricht, die gerin­

geren Anforderungen seines Statusamtes in herausragender Weise erfüllt. 

Diese Annahme basiert auf der hier vergleichend heranzuziehenden unbe­

strittenen Einschätzung. dass mit einem höheren Statusamt die Wahrneh­

mung höherwertiger Aufgaben verbunden ist . die im Allgemeinen gegen­

Llber einem niedrigeren Statusamt gesteigerte Anforderungen beinhalten 

und mit einem größeren Maß an Verantwortung verbunden sind (vgl. OVG 

NRW. Beschluss vom 18. Juni 2015 - 1 B 384/15 -. juris: ebenso Beschluss 

vom 18 Juni 2015- 1B146/15-. juris: Beschluss vom 17. Februar 2015 - 1 

B 1327/1 4 -. juris. Rn. 13 f. m. w. N). Fallen Statusamt und Bewertung des 

tatsächlich innegehabten Dienstpostens eines Beamten wie vorliegend 

auseinander. muss sich die Beurteilung daher konkret und hinreichend aus­

führlich mit der eben genannten Annahme auseinandersetzen. Sollte es im 

Einzelfall Gründe geben. aus denen die vorgenannte Annahme nicht ge­

rechtfertigt wäre. musste dies in der Beurteilung detailliert und nachvoll­

ziehbar begründet werden. 

Diesen Anforderungen genügt die dem Antragsteller erteilte Beurteilung 

nicht. Dem Antragsteller wird in der Stellungnahme der unmittelbaren Füh­

rungskraft attestiert , seine Tätigkeit als „Spezialist Betriebssysteme · hin­

sichtlich der zu beurteilenden Einzelkriterien insgesamt mit der Bestnote 

"Sehr gut" auszuüben. Daher ist hier nicht nachvollziehbar. aus welchen 

konkreten Gründen er gemessen an seinem - niedrigeren - Statusamt in-

- 1 !:> -
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nerhalb der Gesamtnote "Sehr gut" nur den niedrigsten Ausprägungsgrad 

"Basis" und keine bessere Gesamtbeurteilung erhalten hat. Weder die Be­

urteilung enthält hierzu trotz des Hinweises. dass der Antragsteller wal1rend 

des gesamten Beurteilungszeitraums „höherwertig" eingesetzt war. Anga­

ben noch hat die Antragsgegnerin dies im laufenden Eilverfahren plausibel 

gemacht. Sie hat sich ZLt dieser Problematik auf Nachfrage der Kammer 

nicht geäußert. 

Demnach erscheint es durchaus möglich. dass der Antragsteller bei einer 

erneuten Erstellung seiner dienstlichen Beurteilung innerhalb der Gesamt­

note "Sehr gut" eine höhere Auspragung als "Basis" erreicht. wenn berück­

sichtigt wird. dass er seine Leistungen auf einem höheren als seinem Sta­

tusamt entsprechenden Arbeits-/Dienstposten erbracht hat. Wäre ihm die 

Note „Sehr gut , .. zu erteilen, so würde er auf der Bewerberliste mit dem 

Beigeladenen gleichziehen. 

Auf die darüber hinaus vom Antragsteller aufgeworfenen Zweifel an der 

Rechtmäßigkeit der dienstlichen Beurteilung kommt es im Ergebnis nicht 

mehr an. 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 154 Abs. 1. 162 Abs. 3 VwGO. Es ent­

spricht der Billigkeit, die Kosten des Beigeladenen nicht für erstattungsfähig zu 

erklären. weil er durch Verzicht auf eine eigene Antragstellung kein Kostenrisiko 

l§ 154 Abs. 3 VwGO) eingegangen ist. 

Die Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes ergibt sich aus §§ 53 Abs. 2 

Nr. 1. 52 Abs. 1 und 6 GKG. Da Eilverfahren in beamtenrechtlichen Konkurrenten­

und Beforderungsstreitverfahren nach der neLreren verfassungs- und verwaltungs­

gerichtlichen Rechtsprechung regelmäßig die Funktion des Hauptsacheverfahrens 

übernehmen. ist für die Streitwertberechnung der sog. kleine Gesamtstatus maß­

geblich. ohne den sich hieraL1s ergebenden Wert nach Ziff. 1.5 des Streitwertkata­

loges nochmals zL1 vermindern. Hiernach ist Ausgangsgröße die Summe der für 

ein Jahr als Endgrundgehalt zu zahlenden Bezüge der erstrebten Besoldung s­

gruppe (hier A 13 BBesO) mit Ausnahme nicht ruhegehaltsfäh1ger Zulagen t 12 x 
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3.344.99 € = 40.139.88 E). Da das Verfahren die Verleihung eines anderen Amtes 

betrifft . ist der Streitwert gemäß § 52 Abs. 6 Satz 4 GKG auf die l lälfte des sich 

aus Satz 1 der Vorschrift ergebenden Betrages (20.069,94 E) zu reduzieren (vgl. 

OVG RP, Beschluss vom 23. Dezember 2013 - 2 B 11209/13.0VG - m.w.N .. juris). 

- 17 -
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Entscheidung über den vorläufigen Rechtsschutzantrag steht den Beteiligten 
und den sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an das Obervervval­
tungsgericht Rhein land-Pfalz zu . 

Die Einlegung und die Begründung der Beschwerde müssen durch einen Rechtsanwalt 
oder eine sonstige nach Maßgabe des§ 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder Orgc:i­
nisation erfo lge n. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Neu stadt an der Weinstraße, Robert­
Stolz- Str 20. 67 433 Neustadt. schriftlich. in elektro nischer Form oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle inn erhalb von zwei Wochen nach Bekanntga­
be der [ntscheidung einzulegen. Die ßeschwerdefrist ist auch gewahrt . wenn die ß e· 
schwerde innerhalb der Frist schriftlich oder in elektronischer Form bei dem Beschwerde· 
gericht eingeht. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monat s nach Bekanntgabe der Entscheidung zu 
begründen. Die Begründung ist. soweit sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt 
worden ist. bei dem Oberverwaltungsgericht Rheinland -Pfalz. Deinhardpassage 1. 
56068 Koblenz. schriftl ich oder in e lektronischer Form einzureichen. Sie muss einen be­
stimmten Antrag e nthalten. die Gründe darlegen. aus denen die [ntscheidung abzuan· 
eiern oder aufzuheben ist. und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinande rset­
zen . Das Oberverwa ltungsgericht prüft nur die dargelegten Gründe. 

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt . die nach den 
Moßgoben der Londesverordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in Rhcinlond­
Pfalz (ERVLVO) vom 10. Juli 2015 (GVBI. S . 175) in der jeweils geltenden Fassung zu 
ubermitteln ist. 

In S treitigkeiten über Kosten. Gebühren und Auslagen ist die Beschwerde nicht ge­
geben. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200.00 ( n icht übersteigt . 

Gegen die Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten und den sonst von der Ent­
scheidung Betroffenen nach Maßgabe des § 68 Abs . 1 GKG die B eschwerd e an das 
09crvcrwa ltungsgericht Rheinland-Pfalz zu. wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 
200.00 f tibersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelassen hat 

Die Beschwerde ist nur zulässig. wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nochdem die 
[ntscheidung zur Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweit ig 
erledigt hat. eingeleg t wird ; ist der Streitwert spater als einen Monat vor Ab lauf d ieser Frist 
festgesetzt worden. so kann sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder 
formloser Mitteilung des Festsetzungsbescl1lusses eingelegt werden. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsger icht Neustadt an d er Wei n straße, Robert· 
Stolz·Str . 20. 67433 Neustadt. schriftl ich. in elektronischer Form oder zu Protokoll der 
Geschäftsstelle einzulegen 

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt. die nach den 
Maßgaben der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in Rheinland ­
Pfalz (CRVLVO) vom 10. Juli 2015 (GVBI. S. 175) in der ieweils geltenden rassung zu 

ubermitteln ist. 

gez. Seiler-Dürr 
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